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— Drucksache 703 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dresbach 


i. 

Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung am 
15. Januar 1959 den Regierungsentwurf — Druck- j 
sache 703 — beraten. Er ließ sich vom Vertreter des 
BMF einen Überblick über die Zielsetzung des Ge- 
setzentwurfs und die Änderungen des bisherigen 
Verfahrens, die zur Erreichung eben dieses Zieles 
der Bundesregierung und den Länderfinanzministern 
notwendig erschienen, geben. Weiter nahm der 
Finanzausschuß Kenntnis davon, daß zwar im Finanz- 
ausschuß des Bundesrates kein Land dem Gesetz- 
entwurf, der vom Regierungsvertreter als ein echter 
Kompromiß zwischen den Interessen der finanzstar- 
ken und finanzschwachen Länder bezeichnet wurde, 
widersprochen habe, wohl aber die Länder Nord- 
rhein-Westfalen und Hamburg im Bundesrat dem 
Gesetz ihre Zustimmung verweigerten. 

II. 

Der Finanzausschuß stellte eingehende Betrach- 
tungen darüber an, wohin die seit 1952 zu beobach- 
tende Intensivierung des Länderfinanzausgleichs 
führen könne oder sogar müsse. 

Für eine ständig fortschreitende Intensivierung 
spreche, neben dem Auftrag des Artikels 72 Abs. 2 
Nr. 3 GG, daß aus soziologischen, wirtschafts- und 
sozialpolitischen Gründen eine Angleichung der 
Finanzkraft der einzelnen Bundesländer unvermeid- 
lich sei — ein Mitglied des Finanzausschusses 


charakterisierte diese Entwicklung mit der Feststel- 
lung: „Niemand will mehr arm sein!". Wenn also 
eine weitgehende Nivellierung der Lebensverhält- 
nisse in den Ländern im Zuge der Zeit liege, dürfe 
aber doch nicht übersehen werden, daß das Eigen- 
leben der Bundesländer, das ja schließlich von der 
Finanzautonomie des einzelnen Landes entscheidend 
abhänge, durch die Intensivierung des Länderfinanz- 
ausgleichs unterhöhlt werde. Schließlich sollten sich 
empfangende Länder nicht allzusehr wundern, wenn 
bei den gebenden der Wunsch nach einer Art „Etat- 
aufsicht" entstünde. Und es fehlte im Ausschuß auch 
nicht an Stimmen, die die zentrale Finanzverwal- 
tung als die letzte Konsequenz dieser Entwicklung 
bezeichneten. 

III. 

Einige Mitglieder des Finanzausschusses bedau- 
erten lebhaft, daß der vorliegende Gesetzentwurf 
im Bundesrat gegen die Stimmen der am stärksten 
zu weiteren Leistungen herangezogenen Länder an- 
genommen wurde; sie enthielten sich bei der Ab- 
stimmung der Stimme bzw. stimmten gegen den 
Gesetzentwurf. 

Der Finanzausschuß sieht sich nicht in der Lage, 
dem Hohen Hause einen Finanzausgleich unter den 
Ländern vorzuschlagen, der besser als der Regie- 
rungs ent wurf wäre. Die Mehrheit des Finanzaus- 
schusses empfiehlt Ihnen daher, dem Gesetzentwurf 
— Drucksache 703 — zuzustimen. 


Bonn, den 21. Januar 1959 

Dr. Dresbach 

Berichterstatter 

Ausschußantrag umseitig 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 703 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 15. Januar 1959 


Der Finanzausschuß 
Neuburger Dr. Dresbach 

Vorsitzender Berichterstatter 
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